
Entspannungsprozesses, der Beseitigung al­
ler Formen von Kolonialismus, Rassismus und 
Apartheid sowie der friedlichen Koexistenz 
zwischen Staaten unterschiedlicher Gesell­
schaftsordnung leiten lassen wird«. Erst nach 
dieser Aufzählung der Bestimmungsfaktoren 
für das Handeln der DDR im Rat folgte der 
Satz: »Die Prinzipien und Ziele der Charta der 
Vereinten Nationen sind und bleiben Grund­
lage unseres Handelns.« Er versprach auch, 
sich an der »gemeinsamen Suche nach politi­
schen Lösungen internationaler Konflikte und 
Streitfragen« zu beteiligen sowie sich »für die 
konsequente Durchsetzung der Beschlüsse 
des Rates einzusetzen«. Unmittelbar nach 
dieser Rede verweigerte die DDR — an der 
Seite der Sowjetunion — dreimal hintereinan­
der die Mitarbeit an ebendieser gemeinsamen 
Suche nach politischen Lösungen internatio­
naler Konflikte. 

IV. Festzuhalten ist, daß sich die DDR vor 
ihrer Mitgliedschaft im Sicherheitsrat recht 
ausführlich und instruktiv über dieses höch­
ste Organ der Vereinten Nationen sowie über 
ihre Rolle dort geäußert hat. Ihre zweijährige 
Mitgliedschaft hat sie weder in New York 
noch in ihren Medien erkennbar zur politi­
schen Profilierung genutzt. Sie hat sich viel­
mehr ganz im Schatten der Sowjetunion be­
wegt — unauffällig und behutsam. 
Der langjährige erste Mann der DDR-Vertre­
tung, Peter Florin, der sich im Laufe seiner 
UNO-Arbeit zunehmend Respekt und Aner­
kennung verschaffen konnte, hat New York 
mittlerweile verlassen. Sein Nachfolger wurde 
mit Harry Ott ein Diplomat, der sich bislang 
nicht erkennbar mit UNO-Fragen befaßt hat. 

Wilhelm Bruns • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Frauenrechte: Vorbereitungen für die Weltfrauen­
konferenz 1985 — Ad-hoc-Gruppe für Beschwer­
den — Frauenrechts-Übereinkommen (22) 

(Die folgenden Ausführungen knüpfen an den 
Bericht in VN 5/1980 S.183f. an.) 

Unter anderem mit der Vorbereitung der Welt­
konferenz zum Abschluß des Frauenjahr­
zehnts der Vereinten Nationen befaßte sich 
vom 24. Februar bis 5. März 1982 in Wien die 
29.Tagung der UN-Kommission für die 
Rechtsstellung der Frau. Zu den Themen, mit 
denen man sich im Rahmen einer Bestands­
aufnahme des Erreichten 1985 in Nairobi be­
schäftigen will, gehört der Mißbrauch von 
Frauen und Kindern sowie das Ansteigen der 
Mißhandlung von Frauen und der Gewalt in 
der Familie, aber auch die Schwierigkeiten 
Geschiedener, Unterhalt von einem im Aus­
land lebenden Pflichtigen zu erlangen. In die­
sem Zusammenhang soll das New Yorker 
Übereinkommen über die Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen im Ausland vom 
20. Juni 1956 auf eine Verbesserung hin über­
prüft werden. Weiter in der Diskussion sind 
die berufliche Stellung der Frau und ihre Be­
teiligung an der politischen Entscheidungsfin­
dung sowie die Probleme bei der Information 
von Frauen ohne Ausbildung oder abseits der 
Informationsströme. 
Umstritten war das Mandat der Kommission, 
vertrauliche und nichtvertrauliche Beschwer­
deschreiben hinsichtlich der Lage der Frau zu 
behandeln. Gegen die Stimmen vor allem der 
sozial is t ischem Staaten wurde die Bestäti­

gung des Mandats empfohlen ( + 16; — 6 ; = 5). 
Eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe, der je ein Vertre­
ter der fünf Regionalgruppen angehört, wird 
künftig die Beschwerden behandeln und der 
Kommission berichten. 
Unterschiedlich war die Meinung der Staaten­
vertreter bei der Verabschiedung von Resolu­
tionen mit allgemeinpolitischem Charakter. 
Eine Resolution, die an alle Frauen appelliert, 
ihre Solidarität mit den Palästinenserinnen bei 
ihren Bemühungen um eine Beendigung der 
»flagranten Menschenrechtsverletzung« in 
den besetzten Gebieten zu bekunden, fand 
ebenso eine Mehrheit ( + 14; — 6 ; = 6) wie eine 
Resolution, die alle Regierungen und Organi­
sationen zur jährlichen Begehung des 9. Au­
gust als dem internationalen Tag der Solida­
rität mit dem Kampf der Frauen in Südafrika 
und Namibia< anregt ( + 1 9 ; - 1 : U S A ; = 6). Vor 
allem Vertreter der westlichen Staaten hielten 
in beiden Fällen eine Kompetenzüberschrei­
tung der Kommission für gegeben. Konsens­
fähig war eine Resolution über ältere Frauen 
und die Weltversammlung zur Frage des Al­
terns, die in diesem Sommer in Wien abgehal­
ten wird. Frauen sollen in die Vorbereitung 
dieser Konferenz einbezogen werden; Regie­
rungen sowie nationale und internationale Or­
ganisationen sollen für eine nationale Gesetz­
gebung eintreten, die älteren Frauen Chan­
cengleichheit für ein Leben in Gesundheit, 
Würde, Selbstvertrauen und Selbsterfüllung 
ermöglicht. 

Die Zahl der Ratifikationen des Übereinkom­
mens zur Beseitigung jeder Form von Diskri-
mierung der Frau (Text: VN 3/1980 S.108ff.; 
zum Inkrafttreten s. VN 5/1981 S.172) betrug 
am 31. März 1982 38. Es soll unter anderem 
die nationalen Gesetzgeber dazu anhalten, 
die Diskriminierung von Frauen auf allen Ge­
bieten zu unterbinden. Am 16. April 1982 ist in 
New York von den Vertragsstaaten der 
23köpfige Ausschuß (Zusammensetzung: 
S.112 dieser Ausgabe) zur Prüfung der Fort­
schritte bei der Durchführung dieses Überein­
kommens (Art.17ff.) gewählt worden, der sich 
insbesondere mit den Staatenberichten nach 
Art.18 befassen wird. 

Birgit Laitenberger • 

Übereinkommen gegen Rassendiskriminierung: 
25.Tagung des Ausschusses — 89 Berichte über­
fällig (23) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den Be­
richt in VN 6/1981 S.217 fort.) 

Nunmehr 113 Vertragsstaaten hat das Über­
einkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung. In Genf prüften die 18 
unabhängigen Sachverständigen des unter 
dieser Konvention errichteten Rassendiskri­
minierungsausschusses vom 1. bis 19. März 
die Berichte von 23 Staaten. Zugleich mußten 
sie die Säumigkeit vieler Vertragsstaaten be­
klagen. 
Die Vereinigten Arabischen Emirate, Katar 
und Kuwait wiesen in ihren Berichten darauf 
hin, daß die islamische Scharia als Haupt­
rechtsquelle ihrer Rechtsordnungen bereits 
Diskriminierungen verbiete. Die Emirate und 
Katar konnten Statistiken über ihre Bevölke­
rungszusammensetzung nicht vorlegen. Der 
Ausschuß wies auf die Bedeutung derartigen 
Materials hin und erkundigte sich nach der 
Situation der ausländischen Arbeiter, die bei­
spielsweise in Kuwait mehr als die Hälfte der 
Wohnbevölkerung stellen. 

Auch in Jordanien — so der Bericht — ba­
siere die Gesetzgebung auf den Diskriminie­
rung ausschließenden Grundsätzen des isla­
mischen Rechts. Da es in Jordanien keinen 
Rassismus gebe, sei eine besondere Gesetz­
gebung zu seiner Bekämpfung entbehrlich. 
Die Experten nahmen diese Feststellung zum 
Anlaß, deutlich zu machen, daß die Konven­
tion (Art.4) auch dann (vorbeugende) gesetz­
geberische Maßnahmen fordere, wenn es 
keine aktuellen Diskriminierungsfälle gebe. 
Aus dem afrikanischen Raum lagen fünf Be­
richte (Äthiopien, Gabun, Gambia, Kap Verde 
und Mauritius) vor. 
Mauritius bekannte sich offen zu seinen Han­
delskontakten mit Südafrika. Diese seien zum 
wirtschaftlichen Überleben des Landes not­
wendig. Die Vermischung der verschiedenen 
Volksgruppen werde rassische Unterschiede 
bis zum Jahre 2000 voraussichtlich beseiti­
gen. 
Äthiopien klagte über »fremde Aggressoren«, 
die es an der restlosen Überwindung der Fol­
gen des früheren Feudalregimes hinderten. 
Autonomie für einzelne Gruppen dürfe nicht 
zu Separatismus führen. Daher sei die Haupt­
sorge der Regierung nach wie vor die Wah­
rung der Integrität des Staatsgebiets, so daß 
wichtigen Aufgaben, wie der Beseitigung des 
Analphabetentums, nicht die volle Aufmerk­
samkeit gewidmet werden könne. 
In seinem ersten Bericht beschrieb sich Gam­
bia als eine multirassische Gesellschaft. Eine 
dominierende Gruppe sei unter den verschie­
denen afrikanischen Ethnien, Europäern, Sy­
rern und Libanesen nicht auszumachen. Die 
Konföderation mit dem Senegal werde die in­
nere Rechtsordnung des Landes nicht berüh­
ren. 
Fidschis Bevölkerungsstruktur macht die An­
wendung der Konvention besonders schwie­
rig: 260000 Ureinwohner stehen 293000 In­
dern gegenüber. Dennoch waren sich die Ex­
perten darüber einig, daß der Inselstaat die 
Konvention beachtet, wenn auch einige 
Schul- und Wahlgesetze auf einen gewissen 
Grad bestehender Diskriminierung hindeu­
ten. 
Probleme ergeben sich auch in Australien; 
hier geht es um die Integration der Ureinwoh­
ner unter Wahrung ihrer kulturellen Identität. 
Der Bericht leugnete nicht, daß die Zahl der 
Beschwerden an den >Australian Commissio­
ner for Community Relations< steigt. Das Gre­
mium erkannte den guten Willen der Regie­
rung angesichts der bestehenden Schwierig­
keiten (auch mit rassistischen weißen Grup­
pen) an. Unterschiedliche Standpunkte nah­
men die Experten in der Frage des Beurtei­
lungsspielraums der Staaten bei der Ausle­
gung der Konvention ein. Der sowjetische Ex­
perte Staruschenko sagte im Hinblick auf Au­
straliens Beziehungen zu Südafrika, hier gehe 
es nicht um Beziehungen zwischen Staaten, 
da das Apartheid-Regime in Pretoria eine 
»kriminelle Vereinigung« darstelle. 
Panama klagte die Vereinigten Staaten (die 
der Konvention nicht beigetreten sind) der 
Rassendiskriminierung in der Kanalzone an. 
Hier komme es insofern auch zu Verletzungen 
des Torrijos-Carter-Vertrags über die Rück­
gabe des Gebiets. Das Gremium bedauerte 
diese Situation, die Panama daran hindere, 
die Menschenrechte auf einem Teil seines 
Territoriums durchzusetzen. 
Viel Lob erntete Norwegen für seinen Bericht, 
der als der beste der Sitzungsperiode be­
zeichnet wurde. Im Vordergrund standen die 
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Bemühungen um die politische, wirtschaftli­
che und soziale Integration der 30000 Samen 
(Lappen) unter Beachtung ihrer angestamm­
ten Kultur. Erwähnt sei auch die Hilfe für die 
zahlreichen Asylsuchenden und die ca. 
150 Rom (Zigeuner), die das Land beher­
bergt. 

Neben der Berichtsprüfung — außer den ge­
nannten lagen dem Ausschuß die Reporte 
von Barbados, Ecuador, Haiti, Island, Ko-
rea(Süd-), Malta, Nepal, Österreich, Tonga 
und Ungarn vor — hatten sich die Experten 
mit den ausstehenden Berichten zu beschäf­
tigen. Es sind 89 Berichte von 62 Staaten 
überfällig, damit sind mehr als die Hälfte der 
Vertragsstaaten ihrer Pflicht aus Art.9 des 
Übereinkommens nicht (vollständig) nachge­
kommen. In einer besonderen Erklärung 
machte der Ausschuß die UN-Generalver­
sammlung auf diese Situation aufmerksam 
und bat um entsprechende Unterstützung. 
Schließlich verabschiedete das Gremium 
Empfehlungen zum Kampf gegen den Rassis­
mus, die die Rolle des Schulunterrichts und 
der Medien hervorheben. Horst H. Risse • 

Zweite Weltkonferenz zur Bekämpfung von Rassis­
mus und Rassendiskriminierung: Vorbereitung 
ohne westliche Beteiligung (24) 

(Die folgenden Ausführungen knüpfen an den 
Bericht in VN 5/1978 S.169 an.) 

Die am 10. Dezember 1973 eröffnete UN-De­
kade zur Bekämpfung von Rassismus und 
Rassendiskriminierung nähert sich ihrem 
Ende. Als eines ihrer wesentlichen Ereignisse 
soll 1983 eine zweite Weltkonferenz zum 
Thema Rassismus/Rassendiskriminierung 
stattfinden, wie die Generalversammlung mit 
ihrer Resolution 35/33 am 14. November 1980 
beschlossen hat. Die erste derartige Konfe­
renz hatte zur Mitte der Dekade 1978 in Genf 
stattgefunden. 

Um die Abschlußkonferenz vorzubereiten, 
hatte der Wirtschafts- und Sozialrat, der als 
Vorbereitungsausschuß fungiert, einen Unter­
ausschuß eingesetzt, der erstmals vom 15. 
bis 26. März in New York tagte. Nur 19 der 23 
vorgesehenen Plätze in diesem Gremium 
konnten besetzt werden, da die Regional­
gruppe der westeuropäischen und anderen 
Staaten< trotz der Bemühungen des Präsi­
denten des ECOSOC keine Vertreter ent­
sandte. Die Abwesenheit des Westens stieß 
seitens der anderen Delegationen auf Be­
fremden. Aufgabe des Unterausschusses ist 
die Aufstellung einer vorläufigen Tagesord­
nung der Konferenz, die Festlegung vorläufi­
ger Verfahrensregeln, die Vorbereitung des 
organisatorischen Ablaufs und die Bestim­
mung von Zeit und Ort des Zusammentref­
fens. 

Die vorgeschlagenen Verfahrensregeln ent­
halten — nur soviel sei berichtet — eine Be­
st immung, die auch nichtstaatlichen Organi­
sationen das Rederecht auf der Konferenz 
gewährt, soweit der Vorsitzende sie dazu ein­
lädt. Von besonderer Bedeutung ist die vor­
geschlagenen Tagesordnung. Neben den all­
gemeinen Ursachen des Rassismus soll die 
Konferenz — so der Unterausschuß — so 
konfliktträchtige Themen wie die Unterstüt­
zung von Befreiungsbewegungen, die Rechte 
der Palästinenser, die Situation in den besetz­
ten arabischen Gebieten einschließlich Jeru­
salems und die Diskriminierung von ausländi­
schen Arbeitern aufgreifen. 
Daß Namibia sowie Südafrika und sein Apart­

heid-Regime Schlüsselthemen der Konferenz 
sein werden, bedarf kaum der Hervorhebung. 
Darüber hinaus sollen die Möglichkeiten na­
tionaler Gesetzgebung zur Verbesserung des 
Verhältnisses zwischen den Rassen und zum 
Kampf gegen rassistische Organisationen — 
wie nazistische und neonazistische Gruppen 
— untersucht werden. Bestehende und even­
tuell neu zu schaffende internationale Instru­
mente zur Beseitigung des Rassismus sollen 
ebenfalls zur Sprache kommen. Die Konfe­
renz soll Anfang August 1983 in einem Land 
der Dritten Welt (Philippinen?) oder in Genf 
stattfinden. Horst H. Risse • 

Menschenrechtsausschuß: 15.Tagung — Unter­
schiedliche Menschenrechtskonzeptionen der Ex­
perten — Kritik an knappen und oberflächlichen 
Staatenberichten (25) 

(Die folgenden Ausführungen setzen den Be­
richt in VN 1/1982 S.29f. fort.) 

I. Die gravierenden Unterschiede zwischen 
klassisch-liberalem und marxistisch-leninisti­
schem Grundrechtsverständnis traten auf der 
15.Tagung des Menschenrechtsausschusses 
(New York, 22. März — 8. April 1982) erneut 
mit aller Schärfe zu Tage. Die kontroversen 
Standpunkte kamen außer bei der Prüfung 
der Staatenberichte besonders bei den Erör­
terungen über die Rolle des Ausschusses im 
Hinblick auf den Notstandsfall zum Ausdruck. 
Verschiedene westliche Experten setzten 
sich dafür ein, daß der Ausschuß im Interesse 
eines effektiven Menschenrechtsschutzes 
von allen ihm zur Verfügung stehenden Infor­
mationsmöglichkeiten Gebrauch machen sol­
le, wenn ein Vertragsstaat aufgrund eines 
amtlich verkündeten öffentlichen Notstandes 
einzelne Paktbestimmungen außer Kraft setzt. 
Gegebenenfalls sei von dem Staat, der die in 
Art.4 des Paktes eingeräumte Möglichkeit der 
Grundrechtssuspendierung nutze, außerhalb 
des üblichen Turnus ein Zusatzbericht anzu­
fordern, der in dringenden Fällen sogar münd­
lich erstattet werden könne. Aus dem Ost­
block stammende Ausschußmitglieder gaben 
dagegen zu bedenken, daß die Anforderung 
derartiger Zusatzberichte von den Vertrags­
staaten als Angriff auf ihre durch Art.4 garan­
tierte alleinige Zuständigkeit zur Erklärung 
des Ausnahmezustandes gedeutet werden 
könne. Im übrigen wurden sogar grundsätzli­
che Zweifel daran geäußert, daß der Aus­
schuß den Art.4 auslegen dürfe. 
Weitere Tagesordnungspunkte waren die Be­
ratung über eine Ergänzung der Verfahrens­
regeln zur Beschleunigung der Prüfung von 
Individualbeschwerden nach dem Fakultativ­
protokoll, die noch nicht abgeschlossen wer­
den konnte, sowie die Prüfung von drei Staa­
tenberichten und von Individualbeschwerden. 
II. Der Erstbericht Rwandas, der — fällig im 
Jahre 1977 — mit fast vierjähriger Verspätung 
ei-st im Januar 1981 vorgelegt wurde, stieß 
trotz des Verständnisses, das der Ausschuß 
grundsätzlich für die besonderen Schwierig­
keiten eines Entwicklungslandes aufbringt, 
auf nahezu einhellige Kritik wegen seiner 
Kürze und des Mangels an Informationen 
über konkrete Maßnahmen zur Verwirklichung 
der Menschenrechte. Lediglich das Aus­
schußmitglied Graefrath aus der DDR ergriff 
die Gelegenheit, zum wiederholten Male seine 
Auffassung zu unterstreichen, der Ausschuß 
sei kein Gerichtshof. Lege ein Paktstaat einen 
nur zwei Seiten umfassenden Bericht vor, so 

sei es Sache des Ausschusses, dem betref­
fenden Land seine Hilfe anzubieten, damit es 
die Berichtspflicht nicht als Last empfinde. 
Keinesfalls dürften die Paktbestimmungen als 
Waffe gegen eine Vertragspartei mißbraucht 
werden. Die Ausführungen des Experten gip­
felten in dem Aufruf an den Vertreter Rwan­
das, das Land möge sich durch die verschie­
denen im Ausschuß vertretenen Meinungen 
nicht davon abhalten lassen, eine eigenstän­
dige Auslegung seiner vertraglichen Ver­
pflichtungen zu formulieren. In der voraufge­
gangenen Debatte war darauf hingewiesen 
worden, daß kein Regime etwaiger Kritik mit 
dem Argument vorbeugen könne, es selbst 
sei grundsätzlich >gut<, so daß eine Gefähr­
dung der Menschenrechte von Regierungs­
seite nicht zu befürchten sei. Informationen 
wurden erbeten zur Stellung des Paktes im 
Rechtssystem Rwandas, zur Rolle der Ein­
heitspartei, zu den Konsequenzen, die die 
Einführung einer neuen Verfassung für die 
Menschenrechtssituation im Lande nach sich 
gezogen habe, sowie zum Gerichtsaufbau, 
insbesondere zur Notwendigkeit der Einrich­
tung eines Staatssicherheitsgerichtshofs. 
Auch der Erstbericht Guyanas genügte weder 
im Hinblick auf seinen Umfang noch auf die 
Qualität der Informationen den Ansprüchen 
des Ausschusses. Gerügt wurde vor allem, 
daß der Bericht sich hauptsächlich mit den im 
Lande geltenden Rechtsvorschriften befasse 
— wobei zum Teil auch auf Normen Bezug 
genommen werde, die dem Ausschuß nicht 
zugänglich gemacht worden seien — und zu 
wenige Angaben über die tatsächliche Durch-
setzbarkeit der Menschenrechte enthalte. 
Einzelfragen betrafen die weitreichenden 
Kompetenzen des Präsidenten, auch im Ge­
setzgebungsverfahren, die Organisation und 
Durchführung von Wahlen, die Parteienstruk­
tur, die Voraussetzungen für die Verhängung 
der Todesstrafe, die Situation der Häftlinge 
und die rechtliche Stellung der Ureinwohner 
des Landes. 
Besonderes Interesse brachte der Ausschuß 
dem Erstbericht Uruguays entgegen, des 
Landes, gegen das bisher die meisten erfolg­
reichen Individualbeschwerden unter dem Fa­
kultativprotokoll geführt worden sind. Zwar 
war der 29 Seiten umfassende Bericht ver­
gleichsweise ausführlich, jedoch behandelte 
er schwerpunktmäßig das Rechtssystem des 
lateinamerikanischen Staates, insbesondere 
die Verfassung, die faktisch aber zu großen 
Teilen durch inst i tut ionel le Ver fügungen au­
ßer Kraft gesetzt ist. Der Regierungsvertreter 
Uruguays verwies auf die »beneidenswerte« 
Menschenrechtstradit ion seines Landes; be­
dauerlicherweise sei seine Regierung aber 
durch terroristische Kräfte seit 1963 dazu ge­
zwungen worden, einige Menschenrechte zu 
suspendieren. Dies sei eine notwendige 
Selbsthilfemaßnahme gegen politische Sub­
version. Bis zum Jahre 1984 wolle das Land 
aber wieder zur vollen politischen Normalität 
zurückkehren. Sein Land sei in den vergange­
nen Jahren das Opfer einer von den Terrori­
sten initiierten Verleumdungskampagne ge­
wesen, die auch dem Ausschuß ein völlig fal­
sches Bild von der Situation in Uruguay ver­
mittelt habe. Der Bericht warf eine Reihe von 
Fragen auf, die sich unter anderem auch mit 
der Weigerung Uruguays befaßten, konstruk­
tiv im Rahmen des Individualbeschwerdever-
fahrens mitzuwirken. Insgesamt zeigte sich 
der Ausschuß weder mit dem Bericht selbst, 
der als »akademisch« und obsolet bezeichnet 
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